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Wahrheit Klarheit» Offenheit 


26. Mai: 
Laßt die EU- 
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EU: 


+++ abgehoben und nicht bürgernah 
+++ ausufernde Bürokratie - über 50.000 
Mitarbeiter, über 5.000 Dolmetscher +++ 
über acht Milliarden Euro Personalkosten 
+++ bürgerferne, lobbygesteuerte und 
undemokratische Politik +++ Bevormundung 
und Zensur statt Freiheit und Demokratie 
+++ offene Türen für illegale Migration +++ 
nationale Rechte und Gesetze sind zweitrangig 
+++ Schuldenvergemeinschaftung +++ 
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Das offene Wort 


Schlimmer 
kommt’s nimmer? 


Zieht Euch warm an! Wenn 
man glaubt, es könnte nicht 
noch schlimmer kommen, 
sieht man sich meist ge- 
täuscht. So auch mit dem, 
was die Eurokraten noch al- 
les im Schilde führen. 


Über die Einführung einer 
gemeinsamen Arbeitslosen- 
versicherung ist es verdäch- 
tig still geworden. Sie könnte 
die gute Stimmung vor der 
EU-Wahl stören, ist aber 
längst nicht vom Tisch. 


Zu einem anderen Vor- 
haben, der europaweiten 
CO>-Steuer, preschte der 
Spitzenkandidat der euro- 
päischen Sozialdemokraten 
(SPE) zur EU-Wahl, Frans 
Timmermans, aber leichtfer- 
tig vor: 

»Es ist doch klar, daß wir 
eine CO>-Steuer brauchen, 
wenn wir die UN-Nach- 
haltigkeitsziele erreichen 
wollen«. 


Die geplante Steuer, die zu- 
sätzliche Milliarden in die 
Kassen spülen soll, wird auf 
alles anfallen was kreucht 
und fleucht — und dies wort- 
wörtlich. 


Nicht nur der Transport, son- 
dern alle Produkte, natürlich 
auch Tiere, die direkt oder 
indirekt die CO>-Bilanz er- 
höhen, sollen besteuert wer- 
den. 


Mein Rat: Schnappatmung 
erhöht den COz2-Ausstoß 
und könnte zur erhöhten 
Besteuerung führen! Also 
ruhig durchatmen und den 
Eurokraten bei der EU- 
Wahl die Rote Karte zei- 
gen! 

Ihre Sabine Möller 


www.un-nachrichten.de 


Die EU 
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erstickt an sich selbst 


Während China weltweit an Ein- 
fluß gewinnt, verliert die Euro- 
päische Union durch ihren Re- 
gulierungswahn immer mehr an 
Bedeutung. 


Die über 5.000 Dolmetscher, die 
etwa 17.000 Lobbyisten, die rund 
50.000 Beamten, eine Unzahl 
an Sekretärinnen und Assisten- 
ten, ein riesiger Fuhrpark inklusi- 
ve Chauffeure, eine ausufernde 
Gesetzgebung und vieles mehr 
sind Kennzeichen dieses ineffizi- 
enten EU-Molochs. 


Die für den einfachen Bürger 
nicht mehr überschaubaren EU- 
Organisationen (siehe Seite 3), 
tragen dazu bei, daß das Miß- 
trauen gegen diese nur bedingt 
demokratisch legitimierten Ent- 
scheidungsträger immer größer 
wird. 


Fast könnte man glauben, daß 
die berühmten Gurken- und Ba- 
nanenrichtlinien nur zur Ablen- 
kung von wirklich einschneiden- 
den Gesetzen erlassen wurden. 
Solange sich die Bürger über 
solche Lächerlichkeiten erei- 
fern, kann man ungestört von 
der Öffentlichkeit an die grundle- 
gende Umgestaltung der Bevöl- 
kerungszusammensetzung der 
Mitgliedsländer gehen. 


Bereits im März 2012 hat- 
te die EU ein gemeinsames 
»Resettlement«-Programm ver- 
abschiedet, das die Umsiedlung 
von »Flüchtlingen« in die euro- 
päischen Länder regeln sollte. 
Im Juli 2016 legte die EU-Kom- 
mission dann den Verordnungs- 
entwurf für das gemeinsame 
»Resettlement«-Programm vor. 
Alles still und heimlich und von 
unserer Systempresse weitge- 
hend verschwiegen. 

Das Offenlassen der nationalen 
Grenzen für Zuwanderer aus 
aller Welt wurde und wird mit 
europäischen Gesetzen wie Du- 


SPIEGEL DER ZEIT 


blin- oder Schengen-Abkommen 
entschuldigt, wenn man es nicht 
sogar selbst fordert: »Refugees 
welcomel«. 


Immer wenn die Beachtung na- 
tionaler Interessen eingefordert 
wird, reden sich die Politiker in 
den jeweiligen Ländern mit der 
übergeordneten Gesetzgebung 
durch die EU heraus. 


Ob es das Kindergeld ist, das 
in Höhe der länderspezifischen 
Regelsätze auch an EU-Auslän- 
der gezahlt werden muß oder 
die immer niedrigeren Abgas- 
werte, die zur verpflichtenden 
Norm für alle EU-Staaten erho- 
ben werden - die EU diktiert! 


Überfremdung, Deindustrie- 
alisierung, Zensur in den so- 
zialen Medien, Euro-Diktatur, 
Schuldenvergemeinschaf- 
tung, Zwietracht zwischen 
den europäischen Völkern 
und, und, und ... dafür steht 
diese Brüsseler EU! 


Während diese EU sich nicht 
einmal über eine gemeinsa- 
me Winter-/Sommerzeit eini- 
gen kann, baut China an seiner 
»Seidenstraße«, errichtet immer 
mehr Kohle- und Kernkraftwer- 
ke, erwirbt sich die Freundschaft 
und Anerkennung aufstrebender 
Staaten und freut sich über die 
Dusseligkeit der Europäer. 


Die Antwort kann nur sein: 
Keine Stimme den System- 
Parteien - für ein Europa der 
Vaterländer! 


ZUM NACHDENKEN: 


HEUROPAISTDIEANTWORT 


... plakatiert die SPD 


allerorten zur »Europa«- 
Wahl. Auf welche Frage 
eigentlich, das bleibt ihr 
großes Geheimnis. 
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Die EU - ein europäisches Ungetüm 


Euro- 
päischer 
Gerichtshof 


Rat 


Europäische 
Zentralbank 


{o 


der Mitgliedsstaaten 


Europäischer 


Räte der natio- 
nalen Minister 


Parlamente und Regierungen 


Staats- oder Re- 
gierungschefs 


Rat der 
Europäischen 
Union 


| RR 


Bürger der Mitgliedsstaaten 


Europäische 
Kommission 


Bedarf der Zustim- 
mung beider 


Euro- 
päischer 
Rechnungs- 
hof 


Exekutive, Hüterin 
der Verfassung 


Graphik: Ziko van Dijk / wikimedia commons / CC BY-SA 4.0 


Europäisches 
Parlament 


Direktwahl alle 
fünf Jahre 


Die Europäische Union hat sie- 
ben Organe, die in Art. 13 des 
EU-Vertrags festgelegt sind. Im 
Einzelnen sind das 


e das Parla- 
ment, 

e der Europäische Rat, 

e der Rat der Europäischen 
Union (auch »Ministerrat« 
genannt), 

e die Europäische Kommis- 
sion, 

e der Europäische Gerichts- 
hof, 

e die Europäische Zentral- 
bank und 

e der Europäische 
nungshof. 


Europäische 


Rech- 


Das Europäische Parlament 
mit offiziellem Sitz in Straßburg 
ist das Parlament der Europä- 
ischen Union. Seit 1979 wird es 
alle fünf Jahre von den Wahlbe- 
rechtigten in den Mitgliedsstaa- 
ten gewählt. 


Im Europäischen Rat legen die 
Staats- und Regierungschefs 


der Mitgliedsstaaten die allge- 
meinen politischen Zielvorstel- 
lungen und Prioritäten der EU 
fest. Hier werden die politischen 
Ziele der EU vorgegeben. 


Der Rat der Europäischen Uni- 
on ist das Organ, das die Regie- 
rungen der Mitgliedstaaten ver- 
tritt. Hier treten die Minister aus 
den Mitgliedstaaten zusammen, 
um Rechtsakte anzunehmen 
und die Politik in ihren Zustän- 
digkeitsbereichen abzustimmen. 


Die Europäische Kommission 
mit Sitz in Brüssel ist die eigent- 
liche Regierung der EU. Sie hat 
als einziges Organ das Recht, 
Gesetzesvorschläge einzubrin- 
gen, über die der Ministerrat 
und das Europäische Parlament 
dann verhandeln. Die Kommis- 
sion überwacht die Einhaltung 
des Europarechts durch die 
Mitgliedstaaten und kann gege- 
benenfalls Klage gegen einen 
Staat beim Europäischen Ge- 
richtshof erheben. Sie stellt wei- 
terhin den EU-Haushalt auf, der 


von Ministerrat und Parlament 
abgesegnet wird. Nach dessen 
Verabschiedung verwaltet die 
Kommission die Haushaltsgel- 
der. 


Der Europäische Gerichtshof 
entscheidet über die Anwen- 
dung des EU-Rechts. Die Urtei- 
le des EuGHs sind für alle natio- 
nalen Gerichte verbindlich. 


Die Europäische Zentralbank 
(EZB) mit Sitz in Frankfurt am 
Main ist die gemeinsame Wäh- 
rungsbehörde der Mitgliedstaa- 
ten der Europäischen Wäh- 
rungsunion und bildet mit den 
nationalen Zentralbanken der 
EU-Staaten das Europäische 
System der Zentralbanken 
(ESZB). 

Der Europäische Rechnungs- 
hof (EuRH) mit Sitz in Lu- 
xemburg prüft fortlaufend die 
Rechtmäßigkeit und ordnungs- 
gemäße Verwendung aller Ein- 
nahmen und Ausgaben der Eu- 
ropäischen Union. 


IST DAS DEMOKRATISCH? 
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Zensur, Heuchelei 
und das Zentralkomitee in Brüssel 


»Eine Zensur findet nicht statt«, 
so steht es jedenfalls im Grund- 
gesetz. Daß eine Zensur doch 
stattfindet, wissen wir nur zu gut. 


Unter dem Deckmantel des Urhe- 
berrechts verfaßte das Zentralko- 
mitee in Brüssel eine Richtlinie, 
die einer großflächigen Internet- 
Zensur Vorschub leistet. 


Am 26.3.2019 hat das EU-Par- 
lament über die neue Urheber- 
rechtsreform abgestimmt. Das 
neue Urheberrecht ist mehrheit- 
lich beschlossen worden und so- 
mit auch der höchst umstrittene 
»Artikel 13«, der nach Überarbei- 
tung nun Artikel 17 heißt. 


Selbstverständlich müssen Urhe- 
berrechte geschützt werden, das 
steht außer Frage. Aber darf der 
Schutz des Urheberrechts die 
Meinungsfreiheit einschränken? 


Das neue Gesetz, das noch in 
nationales Recht umgesetzt wer- 
den muß, soll die Urheberrechte 
im Internet schützen. Wenn bei- 
spielsweise Filmaufnahmen ins 
Internet gestellt werden, dann 
soll gewährleistet sein, daß der 
Veröffentlicher auch die Rechte 
besitzt, um diese Aufnahmen im 
Internet zu zeigen. Da die Urhe- 
berrechte bisher angeblich nicht 
ausreichend geschützt werden 
konnten, werden nun die Betrei- 
berfirmen der Internetseiten, auf 
denen Bilder, Texte oder Videos 
veröffentlicht werden können, in 
die Verantwortung genommen. 
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reform, _Köln_9._März_2019-6564. 


Diese sind in Anbetracht der 
Menge an Daten überfordert und 
müssen auf automatisierte Filter- 
systeme (sog. »Uploadfilter«) zu- 
rückgreifen. Diese können jedoch 
keinen Menschen ersetzen und 
nicht zwischen Urheberrechts- 
verletzung, Dokumentation oder 
freier Meinungsäußerung unter- 
scheiden. 


Durch die z.T. öffentlich geführten 
Diskussionen hat auch der Teil 
der Gesellschaft, der sein Leben 
größtenteils vor dem heimischen 
PC oder dem »Smartphone« ver- 
bringt, erkannt, daß das Internet 
durch politische Bevormundung 
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und Zensur bedroht wird. Somit 
wuchs der Widerstand, insbeson- 
dere gegen »Artikel 13«; jedoch 
leider erfolglos: 


Was stört mich mein 
Geschwätz von 
gestern? 


In dem CDU/CSU/SPD-Koaliti- 
onsvertrag vom 12.3.2018 heißt 
es wörtlich: »Eine Verpflichtung 
von Plattformen zum Einsatz von 
Upload-Filtern, um von Nutzern 
hochgeladene Inhalte nach urhe- 
berrechtsverletzenden Inhalten 
zu „filtern“, lehnen wir als unver- 
hältnismäßig ab.« 


Und was geschah am 26.3.2019 
im EU-Parlament? Von den 61 
Abgeordneten der CDU, CSU und 
SPD stimmten 50 Abgeordnete 
für die Urheberrechtsreform und 
somit für den umstrittenen »Arti- 
kel 13«. Welch eine Heucheleil 


Die lange Kette der Zensurbe- 
strebungen und Angriffe auf die 
Meinungsfreiheit ist mit dieser 
Urheberrechtsreform noch einmal 
länger geworden. 


EU-Datenschutz als Vorbild - 
Facebook will Internet global regulieren 


Ein Synonym für regulieren ist befehligen. Letzteres bringt es of- 
fensichtlich besser auf den Punkt bei dem, was der Gründer der 
Internetplattform Facebook, Mark Zuckerberg, vorhat. Facebook 
ist mit über zwei Milliarden Nutzern das mit Abstand größte, erfolg- 
reichste, mächtigste Netzwerk der Welt. 


Zuckerbergs Wunsch ist es, eine weltweite und weitreichende Re- 
gulierung (Befehligung) des Internets zu schaffen. 

Laut Zuckerberg sollten staatliche Stellen mehr Einfluß im Internet 
nehmen: »Wir brauchen eine aktivere Rolle von Regierungen 


und Regulierungsbehörden.« 


Bei den Maßnahmen gegen politische Manipulation - oder was 
man dafür hält - sieht Zuckerberg einen Mangel bei der Regu- 
lierung des Internets. »Unsere Systeme wären effektiver, wenn 
es einheitliche Standards für die Verifizierung politischer Akteure 


gäbe.« 


Zuckerberg wünscht sich eine Regelung nach dem Vorbild der eu- 
ropäischen Datenschutzgrundverordnung, DSGVO. 


STOPPT DIE INTERNET-ZENSUR! 


Unabhängige Nachrichten » Ausgabe 5/2019 + S. 5-8 


Ewiger Krieg 
statt ewiger 
Frieden? 


8. MAı 1945: a IST BESIEGT. 


DER KRIEG IST LEISTEN 
2019: Krieg i im Irak seit 2013 
2019: Krieg in Syrien seit 2011 
2019: Krieg in Libyen seit 2011 
2019: Krieg in Nigeria seit 2009 
2019: Krieg im Jemen seit 2004 
2019: Krieg im Südsudan seit 2013 
2019: Krieg in der Ukraine seit 2014 
2019: Krieg in Afghanistan seit 1978 
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Rüstungsausgaben auf 
Rekord-Hoch - Tendenz steigend 


Offensichtlich hat die Menschheit 
aus zwei brutalen Weltkriegen, 
unsäglichem Leid und Millionen 
Toten nichts dazugelernt. 


Unsere ältere Generation hat den 
letzten Weltkrieg noch miterlebt. 
Seit 1945 wird der Tag der deut- 
schen Kapitulation, der 8. Mai, in 
vielen Ländern gefeiert. Keiner 
der beteiligten Staaten jedoch 
hat, außer zu feiern, etwas aus 
der katastrophalen militärischen 
Massenvernichtung dazugelernt. 


Die Rüstungsausgaben bleiben 
weltweit auf Rekord-Hoch. Hinter 
den USA und China gesellt sich 
auf Platz drei der Länder mit den 
größten Rüstungsausgaben aus- 
gerechnet ein »Unrechtsstaat«: 
Saudi-Arabien. 


Es wird aufgerüstet wie 
seit dem Kalten Krieg 
nicht mehr 


2018 wurden weltweit 1,67 Billio- 
nen Dollar für militärische Zwek- 
ke ausgegeben. Diese Zahlen 
veröffentlichte das Londoner 
Institut für Strategische Studien 
(IISS) im Februar 2019. 


Die Länder mit dem größten 
Rüstungsetat sind demnach 
die USA, China, Saudi-Arabien, 
Rußland und Indien. 


39 Prozent aller weltweiten Rü- 
stungsausgaben entfallen laut 
dem Bericht allein auf die USA 
mit 643,3 Milliarden Dollar. Da- 
bei fiel der Anstieg des US-Rü- 
stungsetats von 2017 auf 2018 
fast so groß aus wie der jüng- 
ste Verteidigungshaushalt der 
Bundesrepublik mit umgerech- 
net 45,7 Milliarden Dollar. Das 
spricht für sich. 


Interessant ist dabei das Verhält- 
nis der US-Militärausgaben zu 
denen des angeblichen Aggres- 
sors Rußland, denn die Ausga- 
ben der USA sind zehnmal so 
hoch wie die Rußlands. 


US-Panzerverladung in Bremerhaven 


Länder mit 

den höchsten 

Rüstungsetats 2018 

1. USA: 643,3 Mrd. Dollar 

2. China: 168,2 Mrd. Dollar (Ex- 
perten gehen davon aus, daß 
Chinas Rüstungsausgaben in 
Wahrheit deutlich höher sind, 
als die Regierung offiziell an- 
gibt) 

3. Saudi-Arabien: 82,9 Mrd. Dol- 
lar 

4. Rußland: 63,1 Mrd. Dollar 

5. Indien: 57,9 Mrd. Dollar 

6. Großbritannien: 56,1 Mrd. Dol- 
lar 

7. Frankreich: 53,4 Mrd. Dollar 

8. Japan: 47,3 Mrd. Dollar 

9. Deutschland: 45,7 Mrd. Dollar 


316,5 Mrd. Euro 
Militärausgaben seit 
2012 in Deutschland 


Allein in den letzten sechs Jahren 
betrugen die bundesdeutschen 
Militärausgaben 316,5 Milliarden 
Euro, der deutsche Michel zahlt 
schließlich brav seine Steuern. 
US-Präsident Trump ist dies zu 
wenig und las Deutschland auf 
der Jubiläumsfeier zum 70-jähri- 
gen Bestehen der NATO die Le- 
viten. 


Bei diesen Feierlichkeiten »durf- 
ten« Deutschland und die an- 


Foto: Capt. Scott Walters / U.S. Army Europe 


NATO-Verbündeten ein 


deren 
neues Bekenntnis zur Erhöhung 
der Verteidigungsausgaben ab- 
geben. 


Auslandseinsätze der 
Bundeswehr kosteten 
mehr als 20 Milliarden 
Euro 


Die Aufwendungen für die mehr 
als 50 Auslandseinsätze der 
Bundeswehr seit 1990 wurden 
2018 zum ersten Mal vom Ver- 
teidigungsministerium aufgeli- 
stet. Demnach haben die Aus- 
landseinsätze den Steuerzahler 
bisher mindestens 21,6 Milliar- 
den Euro gekostet. Der Einsatz 
der Bundeswehr in Afghanistan 
schlägt dabei mit 10,2 Milliarden 
Euro zu Buche. 


Insgesamt wurden in den vergan- 
genen drei Jahrzehnten 424.000 
deutsche Soldaten ins Ausland 
entsendet. 


Und jetzt auch noch 
eine EU-Armee 


»Die Politik muß eine europä- 
ische Armee viel schneller vor- 
anbringen. [...] Wir müssen über- 
zeugend erklären, daß es in der 
Verteidigungspolitik gemeinsam 
besser geht. Dann bleibt den Na- 
tionalisten und Demagogen nicht 
viel Raum.« 
Wolfgang Schäuble (Thüringische 
Landeszeitung, 4.3.2019) 


UN - Postfach 10 17 06 - D-46017 Oberhausen 


Zieht uns die NATO in 
einen dritten Weltkrieg? 


NATO-Generalsekretär Jens 
Stoltenberg fordert immer hö- 
here Beiträge der NATO-Staa- 
ten für die Aufrüstung gegen 
»das kriegslüsterne Rußland«. 
Schon jetzt geben die europä- 
ischen NATO-Staaten jährlich 
249 Milliarden Dollar für Rü- 
stung aus, die Bundesrepublik 
allein gut 45 Milliarden. 


Die NATO unterstützt nicht nur 
den Spionage-, Finanz- und 
Wirtschaftskrieg der USA ge- 
gen Rußland und andere Wett- 
bewerber der »einstigen Welt- 
macht«, sondern führt auch 
den von den USA gewünsch- 
ten Truppen- und Raketenauf- 
marsch gegen Rußland in im- 
mer größerem Ausmaß durch. 


Früher war die NATO ein Ver- 
teidigungsbündnis gegen den 
Ostblock und zur Beherrschung 
Deutschlands (Lord Hastings Lio- 
nel Ismay, erster NATO-General- 
sekretär: »keep the Soviet Union 
out, the Americans in, and the 
Germans down.«). Es war nicht 
in unserem Interesse, uns selbst 
durch eine fremde Militärmacht in 
Schach zu halten, vor 50 Jahren 
aber waren »die Russen« noch 
eine reale Gefahr für uns. Inzwi- 
schen ist das kommunistische 
Imperium zusammengebrochen 
und die russischen Truppen sind 
aus Mitteldeutschland abgezo- 
gen. Mittlerweile hat sich die 
NATO, entgegen aller Verträge, 
die meisten Länder Osteuropas 
einverleibt. 


www.fb.com/UN. Nachrichten 
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Kriegsgeschrei 


Begleitet wird diese Ausdehnung 
mit zusätzlichem Kriegsgeschrei 
einiger osteuropäischer Politi- 
ker sowie in Deutschland durch 
Maas, von der Leyen und Merkel 
sowie den »Atlantikern«. Diese 
befürworten auch die Sanktionen 
gegen Rußland — und fördern 
diese sogar —, welche die deut- 
sche Wirtschaft entscheidend 
schädigen, um die US-amerikani- 
sche Politik und deren Wirtschaft 
zu stärken. 


Kriegsbereit 


Die wachsende Kriegsbereit- 
schaft der NATO wird vor allem 
von den USA verlangt, die sich 
nach eigenen Aussagen selbst im 
Krieg befinden, nämlich im Wirt- 
schafts-, Finanz- und Spionage- 
krieg gegen alle Länder, die ihr Öl 
nicht abgeben wollen (Iran, Ve- 
nezuela) oder die Dollardiktatur 
ablehnen (China, Rußland, Iran, 
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u.a.). Die wachsende wirtschaft- 
liche und militärische Macht Chi- 
nas und dessen Weigerung, sich 
der globalen Finanzdiktatur des 
Dollarimperiums unterzuordnen, 
haben seit 2013 bereits zu Pla- 
nungen geführt, laut denen sich 
die USA auf einen Krieg gegen 
China vorbereiten sollten. 


Aufrüstung 


Ein US-amerikanisch-chinesi- 
scher Wirtschaftskrieg ist bereits 
im Gange, jetzt kommt noch die 
militärisch-strategische Aufrü- 
stung hinzu. Während Washing- 
ton das Reich der Mitte durch 
einen Ring von Militärbasen ein- 
kreist, geht Peking strategische 
Allianzen ein wie die Shanghaijer 
Organisation für Zusammenar- 
beit (SOZ). Diese »könnte so- 
wohl bei einem Konflikt in Osteu- 
ropa als auch im Südkaukasus 
oder aber im Fernen Osten die 
Achse Moskau-Peking aktivie- 
ren«, so der studierte Autor Peter 


verteilt/überreicht von: 


www.un-nachrichten.de 


Orzechowski in seinem 
Buch »Durch globa- 
les Chaos in die Neue 
Weltordnung«. 


Da die US-Amerikaner 
schon die meisten Vor- 
kommen an Öl, Gas, 
Kohle und Uran in der 
Welt für sich gesichert 


haben, führen die 
neuen chinesischen 
Energie- und Roh- 


stoffsicherungspläne 
zwangsläufig zu Kon- 
flikten, vor alem im 
Mittleren Osten und in 
Zentralasien. Der ehe- 
malige US-Vize-Au- 
ßenminister Tony Blin- 
ken forderte deshalb 
auch, daß sich die USA 
und ihre Partner »ver- 
eint entgegenstellen müssen, 
wenn China versuche, einseitig 
den Status quo zu verändern.« 
Der inzwischen pensionierte 
Kommandeur der US-Pazifikflot- 
te, Scott H. Swift, meldete dann 
auch gegenüber Reportern, die 
Flotte sei bereit zu handeln, so- 
bald der Präsident dies befehlen 
würde. 


Rüstungsausgaben 


Immer wieder machen US-ame- 
rikanische Politiker auch auf die 
steigenden chinesischen Rü- 
stungsausgaben aufmerksam. 
Sie seien mit 240 Milliarden 
Dollar etwa um die Hälfte hö- 
her als die offiziellen Angaben. 
Vergessen wird dabei gern, daß 
die europäischen NATO-Staaten 
ähnlich hohe Rüstungsausgaben 
und die USA zusätzlich mehr als 
doppelt so hohe (643,3 Milliar- 
den Dollar) Rüstungsausgaben 
haben. Größter »Kriegstreiber« 
sind also die USA. 


Kriegsgefahr 

Kriegsgefahr besteht nach US- 
amerikanischer Auffassung nicht 
nur in der Ukraine, in Syrien und 
in Afghanistan, sondern auch im 
Jemen, im Iran und im Pazifik, 
wo die Chinesen Inselstützpunk- 
te zu Flugplätzen ausbauen, um 
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das Chinesische Meer zu be- 
herrschen - eine der wichtigsten 
Schiffahrtsrouten der Welt und 
zugleich eine wichtige Rohstoff- 
quelle. 


Wenn es dort zu Auseinander- 
setzungen mit China oder Ruß- 
land käme, könnte die NATO 
den Bündnisfall ausrufen und die 
Bundeswehr wäre mit dabei. 


Jagd nach Rohstoffen 


Ebenso erhöht sich der Druck auf 
die US-amerikanischen Ölmultis 
im Kaukasusgebiet und südlich 
der Sahara. »Die Gier und die 
Jagd nach Rohstoffen steht fast 
immer hinter Krisenherden, ohne 
daß man diese Ursachen auf An- 
hieb erkennt«, so Orzechowski. 


Wie kann die Bundes- 
republik die Gefahr für 
sich mindern? 


1. Wir müssen aus dem Block- 
denken West gegen Ost aus- 
brechen, die Hetze gegen Ruß- 
land einstellen und die NATO 
entweder wieder zum Verteidi- 
gungsbündnis zurückentwik- 
keln oder aus ihr austreten, 
wenn sie weiterhin als Hilfs- 
truppe US-amerikanischen In- 
teressen dient. 


2. Die auf deutschem Boden 
befindlichen fremden Truppen 
und deren Atombomben müs- 
sen wieder in die Heimat zu- 
rückgeschickt werden, damit 
wir nicht durch diese in Kriege 
hineingezogen werden, son- 
dern neutral bleiben können. 


3. Deutschland muß sich end- 
gültig aus dem Besatzungssta- 
tus lösen und einen Friedens- 
vertrag verlangen, um wirklich 
Frieden bekommen zu können. 


4. Die Bundeswehr sollte dem 
NATO-Oberbefehl entzogen 
und zur Sicherung der Lan- 
desgrenze eingesetzt werden, 
weil nicht mehr Feindstaaten, 
sondern nur noch Invasoren 
unser Land und unsere Grenze 
bedrohen. 


NACHBESTELLEN UND WEITERGEBEN! 


UN - Postfach 10 17 06 - D-46017 Oberhausen 


Die Täter heißen 
Mohammad, Ali oder Husain 


Der Abgeordnete Andreas Mro- 
sek und die Fraktion der AfD im 
Bundestag stellten eine Kleine 
Anfrage betreffs der Ausländer- 
kriminalität: 

»Wie viele Straftaten wurden 
nach Kenntnis der Bundesre- 
gierung, aufgeschlüsselt nach 
den einzelnen Bundesländern, 
in den Jahren 2013, 2014, 2015, 
2016, 2017 und anteilig im Jahr 
2018 von Personen mit Migrati- 
onshintergrund, Asylbewerbern 
und Personen mit abgelehnten 
Asylanträgen begangen?« 


Die Bundesregierung antwor- 
tete am 19.12.2018 mit nach- 


wichtig dabei ist die einleitende 
Erklärung: 


»Die nachfolgenden statisti- 
schen Angaben basieren auf 
Daten der Polizeilichen Krimi- 
nalstatistik (PKS) der Jahre 
2013 bis 2017. Sie umfassen 
— je nach Fragestellung — ver- 
suchte und vollendete Straf- 
taten (ohne ausländerrecht- 
liche Verstöße), bei denen 
mindestens ein nichtdeutscher 
Tatverdächtiger mit dem Auf- 
enthaltsanlaß „Asylbewerber“, 
„Duldung“ oder „unerlaubter 
Aufenthalt“ ermittelt wurde. 
Tatverdächtige mit abgelehnten 
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menge der Tatverdächtigen mit 
den Aufenthaltsanlässen „Dul- 
dung“ und „unerlaubter Aufent- 
halt“ dar, denn die Erfassung er- 
folgt unabhängig davon, ob der 
Tatverdächtige erfolglos einen 
Asylantrag gestellt hatte — ein 
Heraustfiltern von Tatverdächti- 
gen mit abgelehnten Asylanträ- 
gen ist nicht möglich. Aussagen 
zu Tatverdächtigen bzw. Straf- 
taten von Tatverdächtigen mit 
„Migrationshintergrund“ sind 
nicht möglich, da ein solches 
Merkmal in der PKS nicht abge- 
bildet wird. Für das Jahr 2018 
liegen noch keine Daten vor.« 


folgenden Statistiken. Ganz Asylanträgen stellen eine Teil- (Hervorhebungen durch UN) 
Drucksache 19/6634 -2- Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode 
2013 2014 2015 2016 2017 

Baden-Württemberg 11.015 16.671 30.696 42.073 39.437 
Bayern 8.127 13.158 23.273 35.168 37.510 
Berlin 5.892 71.922 13.571 16.417 13.337 
Brandenburg 1.273 1.818 3.578 3.113 6.688 
Bremen 147 1.823 3.326 5.022 3.943 
Hamburg 3.964 5.058 8.044 10.588 9.640 
Hessen 4.172 5.780 12.564 18.126 16.910 
Mecklenburg-Vorpommern 885 1.348 2.208 3.496 4.200 
Niedersachsen 10.125 13.047 23.115 28.139 25.499 
Nordrhein-Westfalen 17.445 26.957 48.659 74.453 62.900 
Rheinland-Pfalz 2.032 3.261 6.828 10.914 10.098 
Saarland 580 628 854 1.641 2.141 
Sachsen 5.392 9.619 14.365 18.345 18.532 
Sachsen-Anhalt 2.130 2.738 4.837 5.846 6.728 
Schleswig-Holstein 2.026 2.487 5.042 8.143 7.945 
Thüringen 1.026 1.321 2.775 5.769 5.663 
Bundesrepublik Deutschland 76.231 113.636 203.735 289.855 271.171 

Frage an die Bundesregierung: perverletzung, Vergewaltigung, ten Straftaten bzw. den der Frage 


»Welche Straftaten wurden nach 
Kenntnis der Bundesregierung 
durch die in Frage 1 benannten 
Personen begangen (bitte nach 
Mord, Totschlag, schwerer Kör- 


versuchter Vergewaltigung und 
Raub aufschlüsseln)?« 

Antwort der Bundesregierung: 
»Die nachfolgende Tabelle ent- 
hält für die in der Frage genann- 


entsprechenden Straftatengrup- 
pen die in der PKS erfaßten 
Fälle, bei denen mindestens ein 
Tatverdächtiger mit dem Aufent- 
haltsanlaß „Asylbewerber“, „Dul- 


STATISTIKEN VERSCHLEIERN DIE WAHRHEIT 
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dung“ oder „unerlaub- Drucksache 19/6634 -4- Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode 
ter Aufenthalt“ ermittelt 
wurde. Im Übrigen wird 
auf die Vorbemerkung Straftatenschlüssel 2013 2014 2015 2016 2017 
der Bundesregierung *aten-gruppen 
verwiesen.« 890000 76.231 113.636 203.735 289.855 271.171 

. Straftaten insgesamt 
Nur noch einmal zur (ohne ausländerrechtliche Verstöße) 
Erinnerung: Alle Stati- | darunter: 
stiken enthalten nur ei- |, 910000 30 34 34 73 77 
nen Teil der Straftaten Mord ($ 211 StGB) 
von Migranten, da nicht e 020010 77 82 187 291 312 
alle Straftaten entspre- Totschlag (§ 212 StGB) 
chend erfaßt werden. e 111000 198 317 449 862 1.324° 
»In den Jahren 2013 Vergewaltigung und sexuelle Nöti- 

, gung/Übergriffe 
bis 2017 wurden in der ($$ 177 Abs. 2, 3 und 4, 178 StGB)* 
PKS Tatverdächtige davon Versuche 37 77 87 141 206* 
aus 199 Staaten mit |. 210000 1.246 1.683 2.778 3.501 3.399 
dem Aufenthaltsanlaß Raub, räuberische Erpressung und räu- 
Asylbewerber“ Dul- berischer Angriff auf Kraftfahrer 

ng: ödêr ünēënaub- (§§ 249-252, 255, 316a StGB) 

“ji ; e 222000 2.890 4.590 8.843 16.955 16.853 
ter Aufenthalt regi- Gefährliche und schwere Körperver- 
striert.« letzung 
Gut, daß wir unsere (§8 224, 226, 231 StGB) 

* Aufgrund der Ende des Jahres 2016 erfolgten Reform des Sexualstrafrechts und den damit verbundenen Anpassungen der Erfassungskri- 

Staatspresse und das terien in der PKS sind die Zahlen des Jahres 2017 mit den Zahlen der Vorjahre nur eingeschränkt vergleichbar. 


Innenministerium ha- 


ben, die uns jeden Tag erzäh- 
len, wie sicher wir doch leben. 
Das Gefühl der Gefährdung sei 
subjektiv und widerspräche allen 
Statistiken. 


L rebe Leser 


Liebe Leser, für Ihre Aufklärungs- 
arbeit eignen sich die dargestell- 
ten Zahlen hervorragend. Alles 
ist, wie immer bei uns, belegbar 
und kann bei Bedarf als Archiv- 


GAHZ erIyAL: 


unterlage (Archiv-Nr. 5199) bei 
uns angefordert werden. 
Diese Unterlage finden Sie übri- 


gens auch im Internet: 
www.bit.ly/UNA5199 


»Traue keiner Statistik, ... 
die Du nicht selbst gefälscht hast!« 


Dieses Winston Churchill zugeschriebene Zi- 
tat trifft heute mehr denn je zu. Anhand von 
Statistiken erfahren wir, wie reich und glück- 
lich wir sind, wie ungefährlich es sich heute 
auf unseren Straßen leben läßt und wie dank- 
bar wir sind, daß ganz viele »Goldstücke« 
nicht nur unsere Kultur und Wirtschaft berei- 
chern. Auch bei Polizei, Staatsanwaltschaften 
und Gerichten werden neue Arbeitsplätze ge- 
schaffen, was die Arbeitslosenquote senkt. 


Die Statistiken auf Seiten 9 und 10 dieser UN 
zeigen z.B. eine gravierende Steigerung der 
Straftaten »nichtdeutscher« Tatverdächtiger, 
aber begrenzt auf die drei Gruppen »Asylbe- 
werber«, »Duldung« oder »unerlaubter Auf- 
enthalt«. 


Nicht erfaßt sind Einwanderer, Zuwanderer, 
die einen dauernden Aufenthaltsstatus haben. 
Nicht erfaßt sind alle die EU-Bürger aus Bul- 
garien, Rumänien und anderswo, die ja Frei- 
zügigkeit in der EU genießen. 


Auch nicht erfaßt sind die Straftaten von 
»Deutschtürken«, »Deutschalbanern« und 
anderen »Deutsch...«, wenn sie die deutsche 
Staatsangehörigkeit haben und somit stati- 
stisch Deutsche sind. 
Auch die Verbrechen der berüchtigten liba- 
nesischen Familien-Clans finden in den Sta- 
tistiken keine Erwähnung, denn sie gehören 
ja nicht zu den obigen drei Gruppen, sondern 
sind meist »Deutsche«. 
Also, liebe Leser, siehe Überschrift ...! 

me UN- Mitarbeiter 


IM FREUNDESKREIS 
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Steinigen, Hand und Fuß abhacken ... 


Was dort passiert, wo der Is- 
lam die Herrschaft über die 
Politik und die Gesetze über- 
nimmt, kann man aktuell am 
Beispiel Brunei sehen: 


Folgende Meldung ging durch 
die Presse - aber welchen 
Bundesbürger interessiert das 
schon? 


Das Sultanat Brunei, ehemals 
britisches Protektorat im Nor- 
den der Insel Borneo, hat am 
3.4.2019 neue Gesetze nach 
dem strengen Recht der islami- 
schen Scharia eingeführt. 


Wer bei Diebstahl erwischt wird, 
dem droht der Verlust der rech- 
ten Hand, beim zweiten Mal wird 
der linke Fuß abgehackt. Ho- 
mosexualität und außereheliche 
Beziehungen werden mit Tod 
durch Steinigung bestraft. 


Sie erhalten nur ein 
UN-Heft? Und was 
weiß Ihr Nachbar? 


Bitte bestellen Sie 
3, 5 oder 10 Hefte 
monatlich! 


SEPA-Lastschriftmandat 
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Sultan Hassanal Bolkiah Mu‘izzadin 
Waddaulah 


Bundesverdienstkreuz 
für Handabhacker? 


Unsere Fragen an die Bundes- 
regierung und alle »Menschen- 
rechtler« und Flüchtlingshelfer 
hierzulande: 


Sind alle kriminellen Diebe und 
nach dortigen Gesetzen als 
Straftäter geltenden Menschen 
bei uns nun automatisch asyl- 


Gläubiger-Identifikationsnummer: DE45ZZZ00000086750; Mandatsreferenz wird separat mitgeteilt 


Ich ermächtige den Freundeskreis Unabhängige Nachrichten e.V., Alstadener Str. 49a, 46049 
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zogenen Lastschriften einzulösen. 
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Datum, Unterschrift 


berechtigt, weil ihnen Gefahr für 
Leib und Leben droht? 


Sollten Bundesmarine oder PRO 
ASYL Seenotrettungsschiffe 
nach Südostasien schicken? 


Wegen welcher Verdienste er- 
hielt Bruneis Herrscher Sultan 
Hassanal Bolkiah das Bundes- 
verdienstkreuz? 


Wieviel Entwicklungshilfe fließt 
derzeit noch in seine Taschen? 


Zieht Euch warm an! 


Nicht nur unsere links- 
rot-grünen Schwulen- und 
Genderist*Innen und sonsti- 
ge »Bessermenschen« soll- 
ten sich schon mal überlegen, 
wohin sie auswandern wollen, 
wenn eine künftige islamische 
Wählermehrheit das Scharia- 
Recht auch in der BRD ein- 
führt! 


Insbesondere die katholische 
Bischofskonferenz sollte vor- 
sorglich prüfen, welches Asyl- 
land die vielen ihrer Priester 
aufnehmen könnte, die des 
Kindesmißbrauchs verdächtigt 
oder überführt worden sind. 


Einzugsermächtigung 


Ich ermächtige den Freundeskreis Un- 
abhängige Nachrichten e.V., folgende 
Beträge mittels Lastschrift von meinem 
Konto einzuziehen: 


Betrag: Euro 


U jährlich 
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»Keine „Europa-Wahlen“ 
stehen vor der Tür - wie 
man uns einzureden 
versucht, sondern EU- 
Wahlen. [..] Interessant 
und wichtig bei dieser 
Wahl ist eine einzige 
Frage: Wie stark werden 
die Kräfte, die für die 
Interessen und die 
Rechte der Völker 
Europas eintreten, wie 
hoch wird die Niederlage 
jener Kräfte sein, die 
diese Völker am liebsten 
abschaffen würden? 


Kommentare zum Zeitgeschehen 
(Wien), April 2019 


Wahrung der Grund- und Bü 


www.un-nachrichten.de 


Schloß zu, Kritik nicht erlaubt! 


AN 


rrechte des Einzel 


So einfach geht das! In groß- 
flächigen Anzeigen beschwört 
Facebook: 


»Wir sorgen dafür, daß Face- 
book sicher bleibt. Bei Wahlen 
und auch sonst.« 


Facebook hat sich die Ermah- 
nungen der Regierenden und 
Parteien, die um ihre Wiederwahl 
fürchten, wohl zu Herzen genom- 
men: 


»Wir haben unser Team von In- 
halte-Prüfern, Entwicklern und 
Sicherheitsexperten verdrei- 
facht. Mithilfe von künstlicher 
Intelligenz sind wir in der Lage, 
99,6 % aller Fake-Accounts, die 
wir entfernen, proaktiv zu erken- 
nen — also noch bevor sie uns je- 
mand meldet.« 
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Wir sorgen dafür, dass Facebook 
sicher bleibt. Bei Wahlen und auch sonst. 


Facebook-Anzeige in Die Welt kompakt 
vom 26.4.2019, hier stark verkleinert 


Außerdem beteuert Facebook in 
den Anzeigen, man setze »ma- 
schinelles Lernen ein, um gegen 
die Verbreitung von Falschmel- 
dungen vorzugehen«. 


Komme es zu solcher Bewer- 
tung, würde die Verbreitung »ein- 
geschränkt«. 


n, der Souveränität und Selbstbestimmung der Nationen, 


für das Heimatrecht der Völker im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 
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